
Rechtsverhältnisse an Eisenbahnkreuzungen -
Kosten, Sicherheit, Planungskonflikte

Jahrestagung der Forschungsstelle für deutsches und internationales Eisenbahnrecht
am 18. und 19. Februar 2016
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Gliederung

Einleitung und Begrifflichkeiten

Kosten für Bau, Erhaltung und Betrieb

Anforderungen an die Sicherheit

Planung von und im Umfeld von Kreuzungen

Zusammenfassung
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Begrifflichkeiten

Kreuzung iSd Eisenbahnkreuzungsgesetzes

Öffentliche Straßen, Wege, Plätze

Öffentliche Eisenbahnen, „Anschlußbahnen“ und gleich-

wertige
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§ 1 EKrG

(1) Dieses Gesetz gilt für Kreuzungen von Eisenbahnen und
Straßen.
…

(3) Eisenbahnen im Sinne dieses Gesetzes sind die Eisen-
bahnen, die dem öffentlichen Verkehr dienen, sowie
die Eisenbahnen, die nicht dem öffentlichen Verkehr die-
nen, wenn die Betriebsmittel auf Eisenbahnen des öf-
fentlichen Verkehrs übergehen können (Anschlußbah-
nen), und ferner die den Anschlußbahnen gleichge-
stellten Eisenbahnen.

(4) Straßen im Sinne dieses Gesetzes sind die öffentlichen
Straßen, Wege und Plätze.
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Begrifflichkeiten

Kreuzung iSd Eisenbahnkreuzungsgesetzes

Öffentliche Straßen, Wege, Plätze

Öffentliche Eisenbahnen, „Anschlußbahnen“ und gleich-

wertige

Kreuzungsbeteiligte
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§ 1 EKrG

(6) Beteiligte an einer Kreuzung sind das Unternehmen, das
die Baulast des Schienenwegs der kreuzenden Eisen-
bahn trägt, und der Träger der Baulast der kreuzen-
den Straße.
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Begrifflichkeiten

Kreuzung iSd Eisenbahnkreuzungsgesetzes

Öffentliche Straßen, Wege, Plätze

Öffentliche Eisenbahnen, „Anschlußbahnen“ und gleich-

wertige

Kreuzungsbeteiligte

Straßenbahnen
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§ 1 EKrG

(5) Straßenbahnen, die nicht im Verkehrsraum einer öffent-
lichen Straße liegen, werden, wenn sie Eisenbahnen
kreuzen, wie Straßen, wenn sie Straßen kreuzen, wie
Eisenbahnen behandelt.
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„Neue Kreuzung“

Definition in§ 2 Abs. 3 EKrG
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§ 2 EKrG

(3) Eine Kreuzung im Sinne des Absatzes 1 ist neu, wenn
einer der beiden Verkehrswege oder beide Verkehrswege
neu angelegt werden.
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„Neue Kreuzung“

Definition in§ 2 Abs. 3 EKrG

Baumaßnahmen/äußerer Zustand

Abweichende Widmung kann „aliud“ begründen
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„Neue Kreuzung“

Definition in§ 2 Abs. 3 EKrG

Baumaßnahmen/äußerer Zustand

Abweichende Widmung kann „aliud“ begründen

Relevant für Anwendbarkeit von§§ 2, 11, 15 EKrG
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Regelungen der Kosten

Neue Kreuzung:§ 11 EKrG

Änderungen

§ 12 EKrG bei Überführungen

§ 13 EKrG bei Bahnübergängen

Betriebskosten:§§ 14, 15 EKrG
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§ 11 EKrG bei neuen Kreuzungen

100% bei hinzukommendem Verkehrsweg, Abs. 1

50/50 bei zwei neuen Verkehrswegen, Abs. 2

Erfasste Kosten

Nur Baukosten

Einzelheiten in EKrV
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§ 1 EKrV

(1) Die Kostenmasse bei der Herstellung einer neuen
Kreuzung (§ 2 des Gesetzes) oder bei Maßnahmen an
bestehenden Kreuzungen (§ 3 des Gesetzes) umfaßt die
Aufwendungen für alle Maßnahmen an den sich kreu-
zenden Verkehrswegen, die unter Berücksichtigung der
anerkannten Regeln der Technik notwendig sind, damit
die Kreuzung den Anforderungen der Sicherheit und
der Abwicklung des Verkehrs genügt.

(2) Zur Kostenmasse gehören auch die Aufwendungen für
1. diejenigen Maßnahmen, die zur Berücksichtigung der
übersehbaren Verkehrsentwicklung auf den sich
kreuzenden Verkehrswegen erforderlich sind,

…
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§ 12 EKrG bei Überführungen

Maßnahmen nach§ 3 EKrG
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§ 3 EKrG

Wenn und soweit es die Sicherheit oder die Abwicklung
des Verkehrs unter Berücksichtigung der übersehbaren
Verkehrsentwicklung erfordert, sind nach Maßgabe der
Vereinbarung der Beteiligten (§ 5) oder der Anordnung im
Kreuzungsrechtsverfahren (§§ 6 und 7) Kreuzungen
1. zu beseitigen oder
2. durch Baumaßnahmen, die den Verkehr an der Kreuzung

vermindern, zu entlasten oder
3. durch den Bau von Überführungen, durch die Einrichtung

technischer Sicherungen, insbesondere von Schranken
oder Lichtsignalen, durch die Herstellung von Sichtflä-
chen an Bahnübergängen, die nicht technisch gesichert
sind, oder in sonstiger Weise zu ändern.



Seite 18

§ 12 EKrG bei Überführungen

Maßnahmen nach§ 3 EKrG

Nur Baukosten, Einzelheiten nach EKrV

Wer hat Änderung verlangt/hätte verlangen müssen?

Vorteilsausgleich
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§ 13 EKrG

(1) Wird an einem Bahnübergang eine Maßnahme nach
§ 3 durchgeführt, so tragen die Beteiligten je ein
Drittel der Kosten. Das letzte Drittel der Kosten trägt
bei Kreuzungen mit einem Schienenweg einer Eisenbahn
des Bundes der Bund, in allen sonstigen Fällen das Land.

(2) Wird zur verkehrlichen Entlastung eines Bahnübergangs
ohne dessen Änderung eine Baumaßnahme nach § 3 Nr.
2 durchgeführt, durch die sich eine sonst notwendige
Änderung des Bahnübergangs erübrigt, so gehören zu
den Kosten nach Absatz 1 nur die Kosten, die sich bei
Vornahme der ersparten Änderung ergeben würden. Die
übrigen Kosten trägt derjenige Beteiligte allein, an
dessen Verkehrsweg die Baumaßnahme durchgeführt
wird.
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§ 13 EKrG bei Bahnübergängen

Maßnahmen nach§ 3 EKrG

Nur Baukosten, Einzelheiten nach EKrV

Drittelregelung Straße/Eisenbahn/Bund oder Land

Abs. 2: Beschränkung auf ersparte Änderung
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§ 15 EKrG: Erhaltungs- und Betriebskosten

Neue Kreuzung: neu hinzugek. Verkehrsweg/beide

Überführung: Erstattungspflicht entspr.§ 11 EKrG

BÜ: jeder trägt seine veränderten Kosten

Abs. 4: Ablösung kann verlangt werden (ABBV)
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Sicherung von Bahnübergängen

EBO: regelspurige öffentliche Eisenbahn

ESBO: schmalspurige öffentliche Eisenbahn

BOA: Nichtöffentliche Eisenbahn
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§ 11 EBO

(1) Bahnübergänge sind höhengleiche Kreuzungen von Eisenbah-
nen mit Straßen, Wegen und Plätzen. Übergänge, die nur dem
innerdienstlichen Verkehr dienen, und Übergänge für Reisende
gelten nicht als Bahnübergänge.
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§ 11 EBO

(3) Auf Bahnübergängen hat der Eisenbahnverkehr
Vorrang vor dem Straßenverkehr. Der Vorrang ist
durch Aufstellen von Andreaskreuzen … zu
kennzeichnen. Dies ist nicht erforderlich an Bahn-
übergängen von
1. Feld- und Waldwegen, wenn die Bahnüber-

gänge ausreichend erkennbar sind,
2. Fußwegen,
3. Privatwegen ohne öffentlichen Verkehr, die als

solche gekennzeichnet sind,
4. anderen Straßen und Wegen über Nebengleise,

wenn die Bahnübergänge für das Befahren mit
Eisenbahnfahrzeugen durch Posten vom Stra-
ßenverkehr freigehalten werden.
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§ 11 EBO
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§ 11 EBO

(6) Bahnübergänge sind durch
1. Lichtzeichen … oder Blinklichter … oder
2. Lichtzeichen mit Halbschranken … oder Blink-

lichter mit Halbschranken … oder
3. Lichtzeichen mit Schranken … oder
4. Schranken
technisch zu sichern, soweit nachstehend keine
andere Sicherung zugelassen ist. Als neue tech-
nische Sicherungen sollen Blinklichter und Blink-
lichter mit Halbschranken nicht mehr verwendet
werden.
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§ 11 EBO für Nebenbahnen oder Nebengleise

(7) Bahnübergänge dürfen gesichert werden
1. bei schwachem Verkehr (Absatz 13) durch

die Übersicht auf die Bahnstrecke (Absatz 12)
oder bei fehlender Übersicht auf die Bahn-
strecke an eingleisigen Bahnen durch hörbare
Signale der Eisenbahnfahrzeuge (Absatz 18),
wenn die Geschwindigkeit der Eisenbahn-
fahrzeuge am Bahnübergang höchstens 20
km/h – an Bahnübergängen von Feld- und
Waldwegen höchstens 60 km/h - beträgt;

…
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§ 11 EBO für Nebenbahnen oder Nebengleise

(13) Bahnübergänge haben
1. schwachen Verkehr, wenn sie neben

anderem Verkehr in der Regel innerhalb eines
Tages von höchstens 100 Kraftfahrzeugen
überquert werden,

2. mäßigen Verkehr, wenn sie neben anderem
Verkehr in der Regel innerhalb eines Tages von
mehr als 100 bis zu 2.500 Kraftfahrzeugen
überquert werden,

3. starken Verkehr, wenn sie neben anderem
Verkehr in der Regel innerhalb eines Tages von
mehr als 2.500 Kraftfahrzeugen überquert
werden.
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§ 11 EBO für Nebenbahnen oder Nebengleise

(7) Bahnübergänge dürfen gesichert werden
…
2. bei mäßigem Verkehr (Absatz 13) und ein-

gleisigen Bahnen durch die Übersicht auf die
Bahnstrecke in Verbindung mit hörbaren Si-
gnalen der Eisenbahnfahrzeuge (Absatz 18)
oder bei fehlender Übersicht auf die Bahn-
strecke – mit besonderer Genehmigung …–
durch hörbare Signale der Eisenbahnfahrzeu-
ge, wenn die Geschwindigkeit der Eisenbahn-
fahrzeuge am Bahnübergang höchstens 20
km/h – an Bahnübergängen von Feld- und
Waldwegen höchstens 60 km/h – beträgt.
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§ 11 EBO 

(9) Bahnübergänge von Fuß- und Radwegen dürfen
durch die Übersicht auf die Bahnstrecke (Absatz
12) oder durch hörbare Signale der Eisenbahn-
fahrzeuge (Absatz 18) gesichert werden. Außerdem
müssen (bei Hauptbahnen)/dürfen (bei Neben-
bahnen) Umlaufsperren oder ähnlich wirkende Ein-
richtungen angebracht sein.
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§ 11 EBO 

(12) Die Übersicht auf die Bahnstrecke ist vorhan-
den, wenn die Wegebenutzer bei richtigem Ver-
halten auf Grund der Sichtverhältnisse die
Bahnstrecke so weit und in einem solchen Ab-
stand übersehen können, daß sie bei Anwen-
dung der im Verkehr erforderlichen Sorgfalt den
Bahnübergang ungefährdet überqueren oder
vor ihm anhalten können.
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Folgen unzureichender Sichtflächen

§ 14 EKrG: Teil der Straßenanlagen

Zivilrecht: EIU und Straßenbaulastträger

Strafrecht: persönliche Verantwortung
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Gestaltung neuer Kreuzungen
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Gestaltung neuer Kreuzungen

Allgemeiner Kfz-Verkehr: Überführung!

Ausnahmen nach§ 2 Abs. 2 EKrG
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§ 2 EKrG

(2) In Einzelfällen, insbesondere bei schwachem Verkehr,
kann die Anordnungsbehörde Ausnahmen zulassen.
Dabei kann angeordnet werden, welche Sicherungsmaß-
nahmen an der Kreuzung mindestens zu treffen sind.



Die Entscheidung
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Abwägungsvorgang

Sammlung Abwägung i. e. S.

der mehr als 

geringfügigen, 

schutzwürdigen

und erkennbaren 

Belange

Gewichtung der 

Belange 

untereinander

Gewichtung

Bestimmung des 

objektiven Inhalts 

und Gewichts; 

Folgen bei 

Berücksichtigung/

Zurückstellung?



Die Entscheidung
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Abwägungsgebot

Planungsleitsätze Optimierungsgebote

durch Abwägung 

nicht überwindbar

z. B. § 1 III FStrG

möglichst 

weitgehende 

Beachtung

z. B. § 50 BImSchG



Abwägungsfehler
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1. Stufe: überhaupt Abwägung? (Abwägungsausfall)

2. Stufe: eingestellt, was nach Lage der Dinge hätte 
eingestellt werden müssen? (Abwägungsdefizit)

3. Stufe: einzelne Belange verkannt (Abwägungsfehlein-
schätzung) und dadurch Gewichtung, die zur 
objektiven Gewichtigkeit eines Belangs außer 
Verhältnis steht? (Abwägungsdisproportionali-
tät)



Rechtsvergleichung
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Zusammenfassung

Für kommunale Straßen, Wege und Plätze: EKrG

Zuordnung der Maßnahmen für Kosten entscheidend

Kreuzungsrechtsverfahren, wenn Einigung scheitert

Sicherheit ist gemeinsame Verantwortung

Beseitigte Bahnübergänge: Sicherheitsgewinn?

Schluss



Vielen Dank

für Ihre Aufmerksamkeit !
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